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VERWALTUNGSSTRAFGESETZ 1991 - VStG (185)
BGBl. Nr. 52/1991 (WV), idF. BGBl. Nr. 755/1992 (VfGH), BGBl. Nr. 867/1992, BGBl. Nr.   666/1993, BGBl.

Nr. 799/1993, BGBl. Nr. 620/1995, BGBl. I Nr. 158/1998, BGBl. I Nr. 191/1999 (BG) (1. BRBG), BGBl. I Nr.
194/1999 (DFB), BGBl. I Nr.  26/2000, BGBl. I Nr. 138/2000, BGBl. I Nr. 137/2001, BGBl. I Nr.  65/2002, BGBl.
I Nr. 117/2002, 5/2008, 142/2008, 20/2009, 135/2009, 111/2010, 100/2011, 50/2012

I. Teil: 
Allgemeine Bestimmungen des Verwaltungsstrafrechts           

Allgemeine Voraussetzungen der Strafbarkeit
. . . . . . . . . . . . . 

II: Teil: Verwaltungsstrafverfahren    

1. Abschnitt: Allgemeine Bestimmungen

. . . . . . . . . . . . .            

Strafbemessung    
§ 19. (1) Grundlage für die Bemessung der Strafe ist stets das Ausmaß der mit der Tat verbundenen Schädigung

oder Gefährdung derjenigen Interessen, deren Schutz die Strafdrohung dient, und der Umstand, inwieweit die Tat
sonst nachteilige Folgen nach sich gezogen hat.   

(2) Im ordentlichen Verfahren (§§ 40 bis 46) sind überdies die nach dem Zweck der Strafdrohung in Betracht kom-
menden Erschwerungs- und Milderungsgründe, soweit sie nicht schon die Strafdrohung bestimmen, gegeneinander
abzuwägen. Auf das Ausmaß des Verschuldens ist besonders Bedacht zu nehmen. Unter Berücksichtigung der Ei-
genart des Verwaltungsstrafrechtes sind die §§ 32 bis 35 des Strafgesetzbuches sinngemäß anzuwenden. Die Ein-
kommens- und Vermögensverhältnisse und allfällige Sorgepflichten des Beschuldigten sind bei der Bemessung von
Geldstrafen zu berücksichtigen. 

. . . . . . . . . . . . . 

2. Abschnitt: 
Sicherung des Strafverfahrens und des Strafvollzuges

Festnahme
§ 35.  . . . . . . . . . . . . . .   
§ 36.  . . . . . . . . . . . . . .                      

Sicherheitsleistung
§ 37.   . . . . . . . . . . . . . .    
§ 37a. (1) Die Behörde kann besonders geschulte Organe des öffentlichen Sicherheitsdienstes ermächtigen, nach

Maßgabe der nachfolgenden Bestimmungen eine vorläufige Sicherheit bis zum Betrag von 180 Euro festzusetzen
und einzuheben. Besondere Ermächtigungen in anderen Verwaltungsvorschriften bleiben unberührt. § 50 Abs. 1
letzter Satz, Abs. 3, Abs. 5, Abs. 6 erster Satz sowie Abs. 8 sind sinngemäß anzuwenden.   

(2) Die Ermächtigung kann sich darauf beziehen, daß das Organ   
1. von der in § 35 Z 1 und 2 vorgesehenen Festnahme absieht, wenn der Betretene die vorläufige Sicherheit frei-

willig erlegt,   
2. von Personen, die auf frischer Tat betreten werden und bei denen eine Strafverfolgung oder der Strafvollzug of-

fenbar  unmöglich oder wesentlich erschwert sein wird, die vorläufige Sicherheit einhebt.   
(3) Leistet der Betretene im Fall des Abs. 2 Z 2 den festgesetzten Betrag nicht, so kann das Organ verwertbare Sa-

chen, die dem Anschein nach dem Betretenen gehören und deren Wert 180 Euro nicht übersteigen soll, als vorläufige
Sicherheit beschlagnahmen. Hiebei ist mit möglichster Schonung der Person vorzugehen.  

(4) Über den als vorläufige Sicherheit eingehobenen Betrag oder die Beschlagnahme ist sofort eine Bescheinigung
auszustellen. Die vorläufige Sicherheit ist der Behörde mit der Anzeige unverzüglich vorzulegen.   
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(5) Die vorläufige Sicherheit wird frei, wenn das Verfahren eingestellt wird oder die gegen den Beschuldigten ver-
hängte Strafe vollzogen ist oder wenn nicht binnen sechs Monaten gemäß § 37 Abs. 5 der Verfall ausgesprochen
wird. § 37 Abs. 4 letzter Satz gilt sinngemäß.                              

. . . . . . . . . . . . . .

. . . . . . . . . . . . . .

. . . . . . . . . . . . . .        




